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Verfassung
des Kantons Aargau

Vom 25. Juni 1980

Verfassung
des Kantons Aargau

Änderung vom

Der Grosse Rat des Kantons 
Aargau

beschliesst:

I.

Die Verfassung des Kantons 
Aargau vom 25. Juni 19801

(Stand 1. März 2011) wird wie 
folgt geändert:

§ 59
Stimmrecht

1 Stimmberechtigt sind alle 
Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger, die das 18. Altersjahr 
zurückgelegt haben, im Kan-
ton Aargau wohnen und nicht 
wegen Geisteskrankheit oder 
Geistesschwäche entmündigt 
sind.

1 Stimmberechtigt sind alle 
Schweizer Bürgerinnen und 
Bürger, die das 18. Altersjahr 
zurückgelegt haben, im Kan-
ton Aargau wohnen und nicht 
wegen dauernder Urteilsunfä-
higkeit unter umfassender Bei-
standschaft stehen oder durch 
eine vorsorgebeauftragte Per-
son vertreten werden.
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2
Das Stimmrecht berechtigt 

und verpflichtet, an Wahlen 
und Abstimmungen sowie an 
Gemeindeversammlungen 
teilzunehmen.

§ 132
Verschiedene Übergangsbestimmungen

1
Die Behörden und die Beam-

ten beenden die bei Inkrafttre-
ten dieser Verfassung laufen-
de Amtsperiode nach bisheri-
gem Recht.

2 Bis zum Erlass der Gesetz-
gebung gemäss § 69 Abs. 3 
und 4 sowie § 130 Abs. 2 die-
ser Verfassung gelten für den 
Verwandtenausschluss in Be-
hörden und für die Wählbarkeit 
in den Grossen Rat die Be-
stimmungen der bisherigen 
Verfassung.

3 Die Bezirksamtmann-
Stellvertreter, die beim Inkraft-
treten dieser Verfassung be-
reits im Amte stehen, unterlie-
gen für ihre Wiederwahlen 
nicht § 61 Abs. 1 lit. g dieser 
Verfassung.
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6
Die Amtsperiode der im Jahr 

2012 im Zusammenhang mit 
der Umsetzung des Kindes-
und Erwachsenenschutzrechts 
gewählten Präsidentinnen und 
Präsidenten der Abteilungen 
Familiengericht der Bezirksge-
richte dauert bis zum 31. De-
zember 2016.

II.

Diese Änderung ist nach An-
nahme durch das Volk in der 
Gesetzessammlung zu publi-
zieren. Der Regierungsrat be-
stimmt den Zeitpunkt des In-
krafttretens.

Aarau,

Präsident des Grossen Rats

Protokollführer


